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1 Anlass und Aufgabenstellung 

Die Gemeinde Trittau plant die Erstellung des B-Plans Nr. 59 um die Planungsgrundlage 

für den Bau einer Kindertagesstätte am Ortsausgang westlich der Hamburgerstraße zu 

schaffen. 

Zur Beurteilung der Fauna im Gebiet und artenschutzrechtlicher Betroffenheiten wurde 

das Büro BBS Greuner-Pönicke mit einer artenschutzrechtlichen Prüfung beauftragt.  

 

2 Darstellung des Untersuchungsrahmens und der Methodik 

2.1  Untersuchungsraum 

Das geplante Vorhaben befindet sich am südwestlichen Ortsausgang von Trittau westlich 

der Hamburgerstraße (Lage s. Abb. 1). 

  

Abb. 1: Lage des Geltungsbereichs des B-Plans Nr. 59 der Gemeinde Trittau 

 

B-Plan Nr. 59  
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2.2 Methode 

Ermittlung des Bestands: 

Zur Ermittlung des potenziellen Bestands wurde eine faunistische Potenzialanalyse für die 

ausgewählten Arten (-gruppen) vorgenommen. Diese ist ein Verfahren zur Einschätzung 

der möglichen aktuellen faunistischen Besiedlung von Lebensräumen unter Berücksichti-

gung der lokalen Besonderheiten, der Umgebung und der vorhandenen Beeinträchtigun-

gen.  

Es wurden nicht alle Tiergruppen betrachtet, sondern insbesondere die in diesem Fall ar-

tenschutzrechtlich bedeutsamen europäischen Vogelarten und Arten des Anhangs IV der 

FFH-Richtlinie.  

Die Grundlage für die Bewertung bildeten Geländebegehungen im Sommer 2018 und im 

März 2019. Zur Untersuchung der Haselmaus wurden im Knicksystem am Wäldchen 

nest-tubes ausgebracht und über den Sommer 2018 auf Haselmausvorkommen überprüft. 

Die hier potenziell vorkommenden weiteren Tierarten wurden aus der Literatur und eige-

nen Kartierungen in vergleichbaren Lebensräumen abgeleitet. Anhand der Biotopstruktu-

ren, ihrer Vernetzung und des Bewuchses wurden Rückschlüsse auf die potenziell vor-

kommende Fauna gezogen. Weiterhin wurden WINART-Daten vom LLUR ausgewertet 

(Stand 2016).  

Darstellung der Planung und der Auswirkungen: 

Als Grundlage für die Darstellung der Planung dient die Planzeichnung. 

Für die Beurteilung der Umweltauswirkungen des Vorhabens werden die durch das Vor-

haben entstehenden Wirkfaktoren (potenziellen Wirkungen) aufgeführt. Diese Wirkfakto-

ren werden mit ihren möglichen Auswirkungen auf die betroffenen Lebensräume und ihre 

Tierwelt dargestellt. 

Artenschutzrechtliche Prüfung: 

Sofern artenschutzrechtlich relevante Arten vorkommen können und Beeinträchtigungen 

möglich sind, ist die Artenschutzregelung (rechtliche Grundlagen s. nachfolgendes Kapi-

tel) abzuarbeiten. Es wird dann geprüft, ob sich hier ein Handlungsbedarf ergibt (CEF-

Maßnahmen, Artenschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen, Anträge auf Ausnahmege-

nehmigungen, Erfordernis von Kompensationsmaßnahmen). 

 

2.3 Rechtliche Vorgaben 

Gemäß den Vorgaben des § 44 Bundesnaturschutzgesetz ist eine Bearbeitung zum Ar-

tenschutz für die Fauna im Bereich von B-Plänen erforderlich.  

Für die artenschutzrechtliche Betrachtung ist das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 

maßgeblich.  
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Artenschutzrechtliche Vorgaben des Bundesnaturschutzgesetzes: 

Nach § 44 (1) BNatSchG ist es verboten, 

1. wild lebenden Tieren besonders geschützter Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu 

verletzen, zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu 

beschädigen oder zu zerstören. 

2. wild lebende Tiere streng geschützter Arten und der europäischen Vogelarten wäh-

rend der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderzeiten 

erheblich zu stören. Eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung 

der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert. 

3. Fortpflanzungs- und Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten 

Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören. 

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungs-

formen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu 

zerstören. 

 

Abweichende Vorgaben bei nach § 44 (5) BNatSchG privilegierten Vorhaben: 

Bei nach § 15 BNatSchG zulässigen Eingriffen sowie bei nach den Vorschriften des 

Baugesetzbuchs zulässigen Vorhaben im Sinne des § 18 Abs.2, Satz 1 BNatSchG (Vor-

haben in Gebieten mit Bebauungsplänen nach § 30 BauGB, während der Planaufstel-

lung nach § 33 des BauGB und im Innenbereich nach § 34 BauGB) gelten die Verbote 

des § 44 (1) BNatSchG nur eingeschränkt. 

Bei europäisch geschützten Arten (Vogelarten und FFH-Arten), in Anhang IVb der FFH-

RL aufgeführten Pflanzenarten oder Arten, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Ab-

satz 1 Nummer 2 BNatSchG aufgeführt sind, liegt kein Verstoß gegen das Verbot des 

§ 44 (1) Nr.3 BNatSchG und im Hinblick auf damit verbundene unvermeidbare Beein-

trächtigungen auch gegen das Verbot des § 44 (1) Nr.1 BNatSchG vor, soweit die öko-

logische Funktion der betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten weiterhin erfüllt 

werden kann. Das Verbot des § 44 (1) Nr. 2 BNatSchG wird jedoch nicht eingeschränkt. 

Bei Betroffenheiten anderer besonders geschützter Tierarten liegt kein Verstoß gegen 

die Verbote des § 44 (1) BNatSchG vor, wenn die Handlungen zur Durchführung des 

Eingriffs oder Vorhabens geboten sind. Diese Arten sind jedoch ggf. in der Eingriffsrege-

lung zu betrachten. 

Die Verbotstatbestände des § 44 (1) BNatSchG treten bei privilegierten Vorhaben nicht 

ein, wenn in besonderen Fällen durch vorgezogene Maßnahmen sichergestellt werden 

kann, dass die ökologische Funktion einer betroffenen Lebensstätte kontinuierlich erhal-

ten bleibt. Entsprechend der Zielsetzung werden diese Maßnahmen als CEF-Maß-

nahmen (Continuous Ecological Functionality) bezeichnet. Die Maßnahmen sind im 

räumlichen Zusammenhang mit der Eingriffsfläche durchzuführen. Weiterhin sind die 

Maßnahmen zeitlich vor Durchführung des Eingriffs bzw. Vorhabens abzuschließen. 

Für ungefährdete Arten ohne besondere Ansprüche können nach LBV-SH / AfPE (2013) 

auch mit einer zeitlichen Lücke artenschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen vorgese-

hen werden und damit ein Verbotstatbestand umgangen werden. 
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Im Fall eines Verstoßes ist eine Ausnahme nach § 45 (7) BNatSchG möglich u.a. aus 

zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher 

sozialer oder wirtschaftlicher Art. Eine Ausnahme darf nur zugelassen werden, wenn zu-

mutbare Alternativen nicht gegeben sind und sich der Erhaltungszustand der Populati-

onen einer Art nicht verschlechtert, soweit nicht Art. 16 (1) der FFH-RL weitergehende An-

forderungen enthält.  

 

Es wird hier davon ausgegangen, dass die Durchführung von Vorhaben im Unter-

suchungsraum erst nach der Aufstellung des B-Plans bzw. zu einem Stand, in dem die 

Privilegierung des § 44 (5) BNatSchG gilt, stattfindet, so dass die Vorgaben für privilegier-

te Vorhaben anzuwenden sind.  

 

3 Planung und Wirkfaktoren 

Die Gemeinde plant auf dem Gelände die Herstellung einer Kindertagesstätte. Sie hat 

sich mit den Auswirkungen einer Kindertagesstätte an diesem Standort auseinander ge-

setzt. Die Fläche liegt in einem Vegetationsgebiet, das sich zu Wald entwickelt hat. Dieser 

soll gerodet und an anderer Stelle durch Neuaufforstung ausgeglichen werden. Die nörd-

lich vorhandene Wegeverbindung soll bestehen bleiben. Aufgrund des relativ geringen Al-

ters des Waldes und unter Berücksichtigung der alternativen Planungsmöglichkeiten, wird 

dieser Eingriff für vertretbar gehalten (Städtebauliches Konzept).  

 

 

Abb. 2: Überlagerung Geltungsbereich/Entwurf B-Plan mit Luftbild 
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Abb. 3: B-Plan Nr. 59 der Gemeinde Trittau (Planlabor Stolzenberg Stand 2019) 

Der Knick im Süden bleibt bestehen und erhält einen Grün-Schutzstreifen, wie auch ein-

zelne Gehölze im Norden. 

 

3.1 Wirkfaktoren 

Das Projekt verursacht unterschiedliche Wirkungen, die Veränderungen der Umwelt im 

vom Vorhaben betroffenen Raum zur Folge haben können. Diese Wirkungen, die ent-

sprechend ihrer Ursachen auch den verschiedenen Phasen des Vorhabens zugeordnet 

werden können, sind z.T. dauerhaft, z.T. regelmäßig wiederkehrend und z.T. zeitlich be-

grenzt. 

Baubedingte Wirkfaktoren: 

Im Rahmen der Bauarbeiten finden Bodenbewegungen und weitere Bautätigkeiten statt. 

Während der Bauzeit sind Beeinträchtigungen durch Lärm und Bewegung durch Fahr-

zeuge, Maschinen und Menschen zu erwarten (Wirkfaktor visuelle und akustische Stö-

rungen). 

Anlagebedingte Wirkfaktoren: 

Geplant ist die Überbauung einer jungen Gehölzfläche (Wirkfaktor Flächeninanspruch-

nahme).  

Betriebsbedingte Wirkfaktoren: 

Durch die veränderte Nutzung (derzeit: Gehölz/Erholungsnutzung, nach Umsetzung des 

Vorhabens: Autoverkehr, Kindergartenbetrieb, Hunde, Beleuchtung u.a.) wird es zu einer 

Zunahme von Lärm, Bewegungen und Licht kommen. Zu berücksichtigen ist die Vorbelas-

tung des Gebietes - sowohl im Geltungsbereich selbst als auch im Umfeld (Wirkfaktor vi-

suelle und akustische Störungen). 
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3.2 Abgrenzung des Wirkraumes 

Wirkfaktoren während der Bauphase sind neben der Flächeninanspruchnahme die Wir-

kung durch visuelle und akustische Störungen (Baufahrzeuge und ïgeräte) zu betrachten. 

Letztere reichen auch über den Geltungsbereich hinaus in die Umgebung.  

Für die Ermittlung der Wirkräume für akustische und visuelle Störungen werden folgende 

Erfahrungswerte herangezogen: Je offener ein Gelände ist, desto weiter reichen die in der 

Umgebung des Vorhabens als Hauptwirkfaktoren anzunehmenden visuellen und akusti-

schen Einflüsse. Generell werden Wirkräume von max. 20 m in dichter besiedelten Orts-

lagen, max. 50 m im locker besiedelten Räumen, max. 50-100 m in gehölzgeprägten Flä-

chen (in Abhängigkeit von der Intensität der akustischen Wirkungen) und max. 100 m in 

offenen Flächen angenommen.  

Im vorliegenden Fall befinden sich im Randbereich landwirtschaftliche Flächen, Siedlun-

gen und eine Straße. Für die angrenzenden Siedlungsflächen wird ein maximaler Wirk-

raum von 50 m angenommen (Schalldämpfung durch Gebäude). Westlich befindet sich 

eine Ackerfläche, Wirkungen können 100 m reichen. Die Straße wird hier als hohe Vorbe-

lastung eingestuft wird (akustische und visuelle Wirkungen, Zerschneidungseffekte, u.a.).  

Die Wirkfaktoren der Anlagephase (Flächenumwandlungen, s. Kap. 3.2) sind auf den Gel-

tungsbereich begrenzt.  

In der Betriebsphase sind dauerhafte Störungen zu erwarten. Dazu gehören visuelle und 

akustische Wirkungen durch den Fahrzeug- und Fußgängerbetrieb und Eltern, die ihre 

Kinder bringen/abholen.  

Lärm und die Bewegungen entstehen in besonderer Weise im Zusammenhang mit dem 

Betrieb der Kindertagesstätte, hier wiederum insbesondere in der Phase, in der sich die 

Kinder auf dem Außengelände aufhalten. 

Die genannten visuellen und akustischen Wirkungen sind i.d.R. auf die Öffnungszeiten 

der Kindertagesstätte begrenzt. Hinbring- und Abholverkehre zur und von der KITA sind 

vormittags in der Zeit zwischen 7:00 h und 9:00 h und nachmittags zwischen 14:00 h und 

16: h zu erwarten. 

Sie werden jedoch die Wirkungen in der Bauphase mit den dort ermittelten Reichweiten 

(s.o.).nicht übersteigen.  

In der nachfolgenden Abb. 4 erfolgt eine räumliche Abgrenzung und Darstellung des Wirk-

raums. 
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Abb. 4 : Abgrenzung des Wirkraums (Luftbild: Google maps, 2018)            

3.3 Landschaftselemente  

Die Biotopsituation wird im Umweltbericht (Planlabor Stolzenberg) beschrieben:  

Das Plangebiet liegt am südlichen Ortsrand von Trittau und stellt derzeitig größtenteils ei-

nen durch Sukzession entstandenen Jungwaldbestand (WPy), bestehend aus Bergahorn, 

Stieleiche, Süß-Kirsche, Pappel, Feldahorn, Hainbuche und Haselnuss, dar. Im nördlichen 

Teil des Waldes verläuft in Ost-West-Richtung ein wassergebundener Wanderweg (SVt), 

der von Baumreihen aus Linden und Platanen begleitet wird. Im Nordosten des Plange-

bietes befindet sich eine weitere Gehölzfläche (SGx), bestehend aus Hainbuchen, Stielei-

che, Flieder und Essigbaum. Zwischen dieser Gehölzfläche und der Hamburger Straße 

existiert Abstandsgrün, das über eine Pflegemahd von Gehölzbewuchs freigehalten wird 

und als arten- und strukturarme Rasenfläche (SGr) ausgebildet ist. Am südlichen Plange-

bietsrand verläuft ein Knick (HW) mit Stieleichen als Überhältern sowie Bergahorn, Hasel-

nuss und Kirsche als Unterwuchs. 

Die für den Artenschutz relevanten Habitate sind hier der junge Laubwald mit v.a. Ahorn-

aufwuchs und jungen Eichen, tws. Himbeere und Haselnuss sowie Knick nach Südwesten 

zur Ackerfläche, der sich um diese fortsetzt. Nach Norden sind Siedlungshabitate vorhan-

den, nach Westen schließen über den Knick am Acker ältere Kopfweiden an und eine 

Brachfläche (früher Grünland) mit Gehölzinsel mit verlandetem Kleingewässer. Die Straße 
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im Osten stellt eine Zerschneidung der Landschaft dar, für Vögel und Fledermäuse setzt 

sich das Gehölz jedoch auf der östlichen Straßenseite weiter fort. 

Die im Rahmen der Geländebegehungen im März 2019 vorgefundenen Landschaftsele-

mente des Untersuchungsraums werden in den nachfolgenden Fotos dargestellt. 

 

 
Ackerläche mit Knicks mit Überhältern am Rand 
 

 
Gehölzfläche (Ahorn, Eichen, tws. Linde) mit Eichenüberhälter und Himbeere, stellen-
weise Gartenabfälle 
 


































